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Öffentliche Bekanntmachung 
 

Allgemeinverfügung der Stadt Meerbusch vom 16. März 2020 
 
 

A L L G E M E I N V E R F Ü G U N G 
 

zum Betretungsverbot von Gemeinschaftseinrichtungen 
zur Verhinderung der weiteren Ausbreitung des Corona-Virus (SARS-CoV-2)  

nach dem Gesetz zur Verhütung und Bekämpfung von Infektionskrankheiten beim Menschen 
(Infektionsschutzgesetz) 

 
 
Auf der Grundlage des § 35 Satz 2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
vom 12.11.1999 (GV NRW Seite 602), der §§ 3 Abs. 1, 7 Abs. 3 und 9 Abs. 2 des Gesetzes über Aufbau und 
Befugnisse der Ordnungsbehörden vom 13.05.1980 (GV. NW. S. 234) in Verbindung mit den §§ 28 Abs. 1 
Satz 2 und 33 Nr. 1 und 2 des Gesetzes zur Verhütung und Bekämpfung von Infektionskrankheiten beim 
Menschen (Infektionsschutzgesetz — IfSG) vom 20.7.2000 (BGBI. l. Seite 1045) – alle in der zurzeit geltenden 
Fassung sowie des Erlasses des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes Nordrhein-
Westfalen vom 13.3.2020 — IV B — erlasse ich zur Verhütung einer Weiterverbreitung der Corona SARS-
CoV-2 Virusinfektion folgende Allgemeinverfügung: 
 
 

1. Ab sofort haben sämtliche auf dem Gebiet der Stadt Meerbusch befindlichen 
Kindertageseinrichtungen, Kindertagespflegestellen, Heilpädagogischen 
Kindertageseinrichtungen und „Kinderbetreuungen in besonderen Fällen“ (Brückenprojekte) in 
ihrem jeweiligen Zuständigkeitsbereich Kindern im Alter bis zur Einschulung sowie Schülerinnen 
und Schülern sowie deren Erziehungsberechtigten bzw. Betreuungspersonen den Zutritt zu den 
Betreuungsangeboten zu untersagen. 

2. Die Anordnung nach Ziffer 1 meiner Allgemeinverfügung wird zunächst befristet bis 
einschließlich zum 19.04.2020. 

3. Auszunehmen von Ziffer 1 meiner Verfügung sind Kinder im Alter bis zur Einschulung sowie 
Schülerinnen und Schüler, deren Erziehungsberechtigte bzw. Betreuungspersonen 
unentbehrliche Schlüsselpersonen sind. Diese Betreuung erfolgt nur, sofern eine private 
Betreuung insbesondere durch Familienangehörige oder die Ermöglichung flexibler 
Arbeitszeiten und Arbeitsgestaltung (z. B. Homeoffice) nicht gewährleistet werden kann. 



Seite 2 
Amtsblatt der Stadt Meerbusch vom 17. März 2020 

 

Schlüsselpersonen sind Angehörige von Berufsgruppen, deren Tätigkeit der Aufrechterhaltung 
der öffentlichen Sicherheit und Ordnung sowie der medizinischen und pflegerischen 
Versorgung der Bevölkerung und der Aufrechterhaltung zentraler Funktionen des öffentlichen 
Lebens dient.  

Dazu zählen insbesondere: 
Alle Einrichtungen, die der Aufrechterhaltung der Gesundheitsversorgung und der Pflege sowie 
der Behindertenhilfe, Kinder- und Jugendhilfe, der öffentlichen Sicherheit und Ordnung 
einschließlich der nichtpolizeilichen Gefahrenabwehr (Feuerwehr, Rettungsdienst und 
Katastrophenschutz), der Sicherstellung der öffentlichen Infrastrukturen 
(Telekommunikationsdienste, Energie, Wasser, ÖPNV, Entsorgung), der Lebensmittelversorgung 
und der Handlungsfähigkeit zentraler Stellen von Staat, Justiz und Verwaltung dienen.  
 
Die Unentbehrlichkeit ist der betreffenden Einrichtung gegenüber durch eine schriftliche 
Bestätigung des jeweiligen Arbeitgebers oder Dienstvorgesetzten nachzuweisen. 
 
 
Hinweis: 
Verfahrenshinweise sowie aktuelle Informationen über die Einrichtung der Notgruppen und 
Öffnungszeiten werden auf der Internetseite der Stadt Meerbusch unter www.meerbusch.de 
veröffentlicht. 
 

4. Gemäß § 28 Abs. 3 in Verbindung mit § 16 Abs. 8 des Infektionsschutzgesetzes haben 
Widerspruch und Anfechtungsklage keine aufschiebende Wirkung. Die Allgemeinverfügung ist 
daher sofort vollziehbar. 

5. Die Allgemeinverfügung wird gem. § 41 Abs. 3 und 4 VwVfG NRW öffentlich bekanntgemacht 
und gilt mit dem auf die Bekanntmachung folgenden Tag als bekannt gegeben.  

Begründung: 
 

Mit Erlass vom 13.03.2020 hat das Ministerium für Gesundheit, Arbeit und Soziales NRW den zuständigen 
Behörden die aufsichtliche Weisung zum Betretungsverbot von Gemeinschaftseinrichtungen im Land 
Nordrhein-Westfalen ab dem 16. März 2020, zur Verhinderung der weiteren Ausbreitung des Coronavirus 
SARS-CoV-2 erteilt. 
 
Mit dieser Allgemeinverfügung setzt die Stadt Meerbusch als die nach § 3 der Verordnung zur Regelung von 
Zuständigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz (ZVO IfSG) örtlich zuständige Behörde diesen Erlass um. 
 
Werden Kranke, Krankheitsverdächtige, Ansteckungsverdächtige oder Ausscheider festgestellt oder ergibt 
sich, dass ein Verstorbener krank, krankheitsverdächtig oder Ausscheider war, so trifft die zuständige 
Behörde die notwendigen Schutzmaßnahmen, soweit und solange es zur Verhinderung der Verbreitung 
übertragbarer Krankheiten erforderlich ist (§ 28 Abs. 1 Satz 1 IfSG). 
 
Unter diesen Voraussetzungen kann die zuständige Behörde gemäß § 28 Abs. 1 Satz 2 IfSG anordnen, dass 
Personen die in § 33 IfSG genannten Gemeinschaftseinrichtungen nicht zu betreten (Betretungsverbot). 
Ausgehend von der Gesetzesbegründung sind hiervon alle Zusammenkünfte von Personen, insbesondere 
Kindern erfasst, die eine Verbreitung von Krankheitserregern begünstigen. Dabei ist die Übertragungsgefahr 
bei Kindern besonders hoch, da kindliches Verhalten regelmäßig einen spontanen engen körperlichen 
Kontakt der Kinder untereinander mit sich bringt. Das Einhalten disziplinierter Hygieneetiketten ist zudem 
abhängig vom Alter und der Möglichkeit zur Übernahme von (Eigen-)Verantwortung und bedarf daher bei 
Kindern noch einer entwicklungsangemessenen Unterstützung durch Erwachsene. 
 
Gemäß § 2 Nr. 1 IfSG sind Krankheitserreger im Sinne des Infektionsschutzgesetzes vermehrungsfähige 
Agens (Virus, Bakterium, Pilz, Parasit) oder ein sonstiges biologisches transmissibles Agens, dass bei 
Menschen eine Infektion oder übertragbare Krankheit verursachen kann. Bei Corona SARS-CoV-2 handelt es 
sich um einen Krankheitserreger im Sinne des § 2 Nr. 1 IfSG. 
 

http://www.meerbusch.de/
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Für die Anforderungen an die Wahrscheinlichkeit einer Ansteckungsgefahr gilt dabei kein strikter, für alle 
möglichen Fälle gleichermaßen erfassender Maßstab. Vielmehr ist der geltende Grundsatz heranzuziehen, 
dass an die Wahrscheinlichkeit des Schadenseintritts umso geringere Anforderungen zu stellen sind, je größer 
und folgenschwerer der möglicherweise eintretende Schaden ist (vergleiche Bundesverwaltungsgericht, Urteil 
vom 22.03.2012, 3 C 16/11). Aufgrund der besonderen Gefahr, die von dem neuartigen Erreger aufgrund 
seiner recht hohen Übertragbarkeit und der häufig schweren bis hin zu tödlichen Krankheitsverläufe für die 
öffentliche Gesundheit in Deutschland und weltweit ausgeht, sind an die Wahrscheinlichkeit einer 
Ansteckung eher geringere Anforderungen zu stellen. 
 
Durch den vorherrschenden Übertragungsweg von SARS-CoV-2 z. B. durch Husten, Niesen oder teils mild 
erkrankte oder auch asymptomatisch infizierte Personen kann es zu Übertragungen von Mensch-zu-Mensch 
kommen. Übertragungen kommen im privaten oder beruflichen Umfeld, aber besonders begünstigend in 
Kindertageseinrichtungen vor, wo Kinder auf engem Raum in häufigen Kontakt miteinander treten. Damit 
steigt die Gefahr, dass sich Infektionen innerhalb der Einrichtung verbreiten und diese nach Hause in die 
Familien getragen werden. 
 
Deshalb erhöht sich das Risiko einer Ansteckung mit dem Corona-Virus SARS-CoV-2 in 
Kindertageseinrichtungen mit der Anzahl der Kinder potentiell und damit die Gefahr, dass sich die Anzahl der 
infizierten Personen weiter erhöht. 
 
Zweck des Infektionsschutzgesetzes ist es, übertragbaren Krankheiten beim Menschen vorzubeugen, 
Infektionen frühzeitig zu erkennen und ihre Weiterverbreitung zu verhindern.  
 
Ein Betretungsverbot von Kindertageseinrichtungen sind zur Risikominimierung erforderlich, um nach dem 
Stand der medizinischen Erkenntnisse besonders gefährdete Personengruppen vor einer Ansteckung mit 
SARS-CoV-2 zu schützen.  
 
Die dynamische Ausbreitung von Corona SARS-CoV-2 zeigt deutlich, dass bei jeder Ansammlung von 
Menschen die latente Gefahr einer Ansteckung besteht. Ein Betretungsverbot trägt deshalb zum Schutz der 
Bevölkerung dazu bei, die Verbreitung von SARS-CoV-2 und damit eine Ansteckung einer größeren Anzahl 
von Personen zumindest zu verzögern. 
 
Die dadurch zu erreichende Verzögerung des Eintritts von weiteren SARS-CoV-2 Infektionen ist dringend 
erforderlich, um das Gesundheitswesen nicht zu überlasten und die erforderlichen Kapazitäten für die 
Behandlung der Erkrankten, aber auch sonstiger Krankheitsfälle bereit zu halten. Schließlich sind derartige 
Maßnahmen notwendig, um dringend erforderliche Zeit für die Entwicklung bislang nicht vorhandener 
Therapeutika und Impfstoffe zu gewinnen. 
 
Aufgrund aktueller Entwicklungen und Erkenntnislagen, insbesondere der stark zunehmenden Ausbreitung 
von SARS-CoV-2, ist grundsätzlich davon auszugehen, dass keine Schutzmaßnahmen getroffen werden 
können, die gleich effektiv aber weniger eingriffsintensiv sind, als ein Betretungsverbot. 
 
Dafür sprechen nachdrücklich die extrem hohen Risikofaktoren einer unüberschaubaren Vielzahl von 
Personen wie vor allem Dauer, Anzahl und Intensität der Kontaktmöglichkeiten. Das Auswahlermessen der 
zuständigen Behörden reduziert sich damit dahingehend, dass nur ein befristetes Betretungsverbot von 
Kindertageseinrichtungen in Betracht kommt. 
Das Betretungsverbot wird daher aus den vorstehend genannten Gründen verfügt. 
 
Die Grundrechte der Freiheit der Person (Artikel 2 Absatz 2 Satz 2 Grundgesetz) und der 
Versammlungsfreiheit (Artikel 8 Grundgesetz) werden insoweit eingeschränkt (siehe § 28    Abs. 1 Satz 4 
Infektionsschutzgesetz). Die Maßnahme ist in Anbetracht des bestehenden Infektionsrisikos geeignet, 
erforderlich und auch angemessen. 
 
 
Hinweis: 
 
Nach § 75 Abs. 1 Nr. 1 Infektionsschutzgesetz wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe 
bestraft, wer einer vollziehbaren Anordnung nach S 28 Abs. 1 Satz 2 Infektionsschutzgesetz zuwiderhandelt. 
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Handelt der Täter fahrlässig, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder Geldstrafe (S 75 Abs. 4 
Infektionsschutzgesetz). 
 
 
Rechtsbehelfsbelehrung  
Gegen diesen Bescheid können Sie beim Verwaltungsgericht Düsseldorf, Bastionstraße 39, innerhalb eines 
Monats nach seiner Zustellung schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle des 
vorbezeichneten Gerichts Klage erheben. 
Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen. Sie soll 
einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen 
angegeben werden, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. 
Auf Ihren Antrag kann das Verwaltungsgericht gemäß § 80 Abs. 5 VwGO die aufschiebende Wirkung ganz 
oder teilweise wiederherstellen.  
Die Klage kann auch in elektronischer Form nach Maßgabe der Verordnung über den elektronischen 
Rechtsverkehr bei den Verwaltungsgerichten und Finanzgerichten im Lande Nordrhein-Westfalen – ERVVO 
VG/FG – vom 07.11.2012 (GV.NRW S. 548) eingereicht werden. 
 
 
Hinweis: 
Hinweise zur Klageerhebung in elektronischer Form und zum elektronischen Rechtsverkehr finden Sie auf der 
Homepage des Oberverwaltungsgerichts Nordrhein-Westfalen. 
 

Die vorgenannte Allgemeinverfügung wird hiermit bekannt gemacht. 

Meerbusch, den 16.03.2020 

Die Bürgermeisterin 

gez. 

Angelika Mielke-Westerlage 
 
 

Öffentliche Bekanntmachung 
 

Allgemeinverfügung der Stadt Meerbusch vom 16. März 2020 
 
 

A L L G E M E I N V E R F Ü G U N G 
 

zur Schließung aller schulischen Gemeinschaftseinrichtungen 
zur Verhinderung der weiteren Ausbreitung des Corona-Virus (SARS-CoV-2) 

nach dem Gesetz zur Verhütung und Bekämpfung von Infektionskrankheiten beim Menschen 
(Infektionsschutzgesetz) 

 
 
Auf der Grundlage des § 35 Satz 2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
vom 12.11.1999 (GV NRW Seite 602), der §§ 3 Abs. 1, 7 Abs. 3 und 9 Abs. 2 des Gesetzes über Aufbau und 
Befugnisse der Ordnungsbehörden vom 13.05.1980 (GV. NW. S. 234) in Verbindung mit den §§ 28 Abs. 1 
Satz 2 und 33 Nr. 3 des Gesetzes zur Verhütung und Bekämpfung von Infektionskrankheiten beim Menschen 
(Infektionsschutzgesetz — IfSG) vom 20.7.2000 (BGBI. l. Seite 1045) – alle in der zurzeit geltenden Fassung 
sowie des Erlasses des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen vom 
13.3.2020 — IV B — erlasse ich zur Verhütung einer Weiterverbreitung der Corona SARS-CoV-2 
Virusinfektion folgende Allgemeinverfügung: 
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1. Ab sofort sind alle auf dem Gebiet der Stadt Meerbusch befindlichen Schulen als 
Gemeinschaftseinrichtungen im Sinne des § 33 Nr. 3 IfSG zunächst bis zum Ablauf des 
19.04.2020 zu schließen. Schulen im Sinne dieser Allgemeinverfügung sind alle öffentlichen 
Schulen, Ersatzschulen und Ergänzungsschulen im Sinne des Schulgesetzes. 

2. Für ausschließlich die Personenberechtigte, welche eine Betreuung von betreuungsbedürftigen 
Kindern kurzfristig nicht gewährleisten können, stellen die Schulen im Zeitraum bis 
einschließlich zum 17.03.2020 eine Notbetreuung sicher. 

3. Für den Zeitraum vom 18.03.2020 bis einschließlich zum 03.04.2020 (letzter Schultag vor 
Beginn der Osterferien) wird eine Notbetreuung eingerichtet für betreuungsbedürftige Kinder 
(in der Regel der Jahrgangsstufen 1-6) von ausschließlich unentbehrlichen Schlüsselpersonen, 
die zum Erhalt der öffentlichen Sicherheit und Ordnung, der medizinischen und pflegerischen 
Versorgung der Bevölkerung sowie der Aufrechterhaltung zentraler Funktionen des öffentlichen 
Lebens dienen. 

Dazu zählen insbesondere: 
Alle Einrichtungen, die Aufrechterhaltung der Gesundheitsversorgung und der Pflege sowie der 
Behindertenhilfe, Kinder- und Jugendhilfe, der öffentlichen Sicherheit und Ordnung 
einschließlich der nichtpolizeilichen Gefahrenabwehr (Feuerwehr, Rettungsdienst und 
Katastrophenschutz), der Sicherstellung der öffentlichen Infrastrukturen 
(Telekommunikationsdienste, Energie, Wasser, ÖPNV, Entsorgung), der Lebensmittelversorgung 
und der Handlungsfähigkeit zentraler Stellen von Staat, Justiz und Verwaltung dienen.  
 
Die Notwendigkeit einer außerordentlichen schulischen Betreuung von Kindern der 
vorgenannten Personengruppen ist durch schriftliche Bescheinigung des jeweiligen Arbeitgebers 
oder Dienstvorgesetzten gegenüber der Schulleitung nachzuweisen. 
 
 
Hinweis: 
Verfahrenshinweise sowie aktuelle Informationen über die Einrichtung der Notgruppen und 
Öffnungszeiten werden auf der Internetseite der Stadt Meerbusch unter www.meerbusch.de 
veröffentlicht. 
 

4. Gemäß § 28 Abs. 3 in Verbindung mit § 16 Abs. 8 des Infektionsschutzgesetzes haben 
Widerspruch und Anfechtungsklage keine aufschiebende Wirkung. Die Allgemeinverfügung ist 
daher sofort vollziehbar. 

5. Die Allgemeinverfügung wird gemäß § 41 Abs. 3 und 4 VwVfG NRW öffentlich bekannt 
gemacht und gilt mit dem auf die Bekanntmachung folgenden Tag als bekannt gegeben.  

Begründung: 
 
Mit Erlass vom 13.03.2020 hat das Ministerium für Gesundheit, Arbeit und Soziales NRW den zuständigen 
Behörden die aufsichtliche Weisung zur Schließung der Schulischen Gemeinschaftseinrichtungen im Land 
Nordrhein-Westfalen ab dem 16. März 2020, zur Verhinderung der weiteren Ausbreitung des Coronavirus 
SARS-CoV-2 erteilt. 
 
Mit dieser Allgemeinverfügung setzt die Stadt Meerbusch als die nach § 3 der Verordnung zur Regelung von 
Zuständigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz (ZVO IfSG) örtlich zuständige Behörde diesen Erlass um. 
 
Werden Kranke, Krankheitsverdächtige, Ansteckungsverdächtige oder Ausscheider festgestellt oder ergibt 
sich, dass ein Verstorbener krank, krankheitsverdächtig oder Ausscheider war, so trifft die zuständige 
Behörde die notwendigen Schutzmaßnahmen, soweit und solange es zur Verhinderung der Verbreitung 
übertragbarer Krankheiten erforderlich ist (§ 28 Abs. 1 Satz 1 IfSG). 
 
Unter diesen Voraussetzungen kann die zuständige Behörde gemäß § 28 Abs. 1 Satz 2 IfSG die in § 33 IfSG 
genannten Gemeinschaftseinrichtungen (u. a. Schulen) oder Teile davon schließen. Ausgehend von der 
Gesetzesbegründung sind hiervon alle Zusammenkünfte von Menschen erfasst, die eine Verbreitung von 
Krankheitserregern begünstigen. 

http://www.meerbusch.de/
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Gemäß § 2 Nr. 1 IfSG sind Krankheitserreger im Sinne des Infektionsschutzgesetzes vermehrungsfähige 
Agens (Virus, Bakterium, Pilz, Parasit) oder ein sonstiges biologisches transmissibles Agens, dass bei 
Menschen eine Infektion oder übertragbare Krankheit verursachen kann. Bei Corona SARS-CoV-2 handelt es 
sich um einen Krankheitserreger im Sinne des § 2 Nr. 1 IfSG. 
 
Für die Anforderungen an die Wahrscheinlichkeit einer Ansteckungsgefahr gilt dabei kein strikter, für alle 
möglichen Fälle gleichermaßen erfassender Maßstab. Vielmehr ist der geltende Grundsatz heranzuziehen, 
dass an die Wahrscheinlichkeit des Schadenseintritts umso geringere Anforderungen zu stellen sind, je größer 
und folgenschwerer der möglicherweise eintretende Schaden ist (vergleiche Bundesverwaltungsgericht, Urteil 
vom 22.03.2012, 3 C 16/11). Aufgrund der besonderen Gefahr, die von dem neuartigen Erreger aufgrund 
seiner recht hohen Übertragbarkeit und der häufig schweren bis hin zu tödlichen Krankheitsverläufe für die 
öffentliche Gesundheit in Deutschland und weltweit ausgeht, sind an die Wahrscheinlichkeit einer 
Ansteckung eher geringere Anforderungen zu stellen. 
 
Durch den vorherrschenden Übertragungsweg von SARS-CoV-2 z. B. durch Husten, Niesen oder teils mild 
erkrankte oder auch asymptomatisch infizierte Personen kann es zu Übertragungen von Mensch-zu-Mensch 
kommen. Übertragungen kommen im privaten oder beruflichen Umfeld, aber besonders begünstigend in 
Klassenräumen mit einer größeren Anzahl von Schülerinnen und Schüler vor. 
 
Deshalb erhöht sich das Risiko einer Ansteckung mit dem Corona-Virus SARS-CoV-2 in Schulen mit der 
Anzahl der Schülerinnen und Schüler potentiell und damit die Gefahr, dass sich die Anzahl der infizierten 
Personen weiter erhöht. 
 
Zweck des Infektionsschutzgesetzes ist es, übertragbaren Krankheiten beim Menschen vorzubeugen, 
Infektionen frühzeitig zu erkennen und ihre Weiterverbreitung zu verhindern.  
 
Die Schließung von Schulen sind zur Risikominimierung erforderlich, um nach dem Stand der medizinischen 
Erkenntnisse besonders gefährdete Personengruppen vor einer Ansteckung mit SARS-CoV-2 zu schützen.  
 
Die dynamische Ausbreitung von Corona SARS-CoV-2 zeigt deutlich, dass bei jeder Ansammlung von 
Menschen die latente Gefahr einer Ansteckung besteht. Die Schließung von Schulen trägt deshalb zum 
Schutz der Bevölkerung dazu bei, die Verbreitung von SARS-CoV-2 und damit eine Ansteckung einer 
größeren Anzahl von Personen zumindest zu verzögern. 
 
Die dadurch zu erreichende Verzögerung des Eintritts von weiteren SARS-CoV-2 Infektionen ist dringend 
erforderlich, um das Gesundheitswesen nicht zu überlasten und die erforderlichen Kapazitäten für die 
Behandlung der Erkrankten, aber auch sonstiger Krankheitsfälle bereit zu halten. Schließlich sind derartige 
Maßnahmen notwendig, um dringend erforderliche Zeit für die Entwicklung bislang nicht vorhandener 
Therapeutika und Impfstoffe zu gewinnen. 
 
Aufgrund aktueller Entwicklungen und Erkenntnislagen, insbesondere der stark zunehmenden Ausbreitung 
von SARS-CoV-2, ist grundsätzlich davon auszugehen, dass keine Schutzmaßnahmen getroffen werden 
können, die gleich effektiv aber weniger eingriffsintensiv sind, als die Schließung von Schulen. 
 
Dafür sprechen nachdrücklich die extrem hohen Risikofaktoren einer unüberschaubaren Vielzahl von 
Personen wie vor allem Dauer, Anzahl und Intensität der Kontaktmöglichkeiten. Das Auswahlermessen der 
zuständigen Behörden reduziert sich damit dahingehend, dass nur die befristete Schließung der Schulen in 
Betracht kommt. 
Die Schließung der Schulen wird daher aus den vorstehend genannten Gründen verfügt. 
 
Die Grundrechte der Freiheit der Person (Artikel 2 Absatz 2 Satz 2 Grundgesetz) und der 
Versammlungsfreiheit (Artikel 8 Grundgesetz) werden insoweit eingeschränkt (siehe § 28 Abs. 1 Satz 4 
Infektionsschutzgesetz). Die Maßnahme ist in Anbetracht des bestehenden Infektionsrisikos geeignet, 
erforderlich und auch angemessen. 
 
Hinweis: 
 
Nach § 75 Abs. 1 Nr. 1 Infektionsschutzgesetz wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe 
bestraft, wer einer vollziehbaren Anordnung nach S 28 Abs. 1 Satz 2 Infektionsschutzgesetz zuwiderhandelt. 
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Handelt der Täter fahrlässig, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder Geldstrafe (S 75 Abs. 4 
Infektionsschutzgesetz). 
 
 
Rechtsbehelfsbelehrung  
Gegen diesen Bescheid können Sie beim Verwaltungsgericht Düsseldorf, Bastionstraße 39, innerhalb eines 
Monats nach seiner Zustellung schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle des 
vorbezeichneten Gerichts Klage erheben. 
Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen. Sie soll 
einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen 
angegeben werden, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. 
Auf Ihren Antrag kann das Verwaltungsgericht gemäß § 80 Abs. 5 VwGO die aufschiebende Wirkung ganz 
oder teilweise wiederherstellen.  
Die Klage kann auch in elektronischer Form nach Maßgabe der Verordnung über den elektronischen 
Rechtsverkehr bei den Verwaltungsgerichten und Finanzgerichten im Lande Nordrhein-Westfalen – ERVVO 
VG/FG – vom 07.11.2012 (GV.NRW S. 548) eingereicht werden. 
 
 
Hinweis: 
Hinweise zur Klageerhebung in elektronischer Form und zum elektronischen Rechtsverkehr finden Sie auf der 
Homepage des Oberverwaltungsgerichts Nordrhein-Westfalen. 
 

Meerbusch, den 16.03.2020 

Die Bürgermeisterin 

gez. 
  
Angelika Mielke-Westerlage 
 
 

Öffentliche Bekanntmachung 
 

Allgemeinverfügung der Stadt Meerbusch vom 17. März 2020 
 
 

A L L G E M E I N V E R F Ü G U N G 
 

zur Verhinderung der weiteren Ausbreitung des Corona-Virus (SARS-CoV-2) 
nach dem Gesetz zur Verhütung und Bekämpfung von Infektionskrankheiten beim Menschen 

(Infektionsschutzgesetz) 
 
 
Auf der Grundlage des § 35 Satz 2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
vom 12.11.1999 (GV NRW Seite 602), der §§ 3 Abs. 1, 7 Abs. 3 und 9 Abs. 2 des Gesetzes über Aufbau und 
Befugnisse der Ordnungsbehörden vom 13.05.1980 (GV. NW. S. 234) in Verbindung mit den den §§ 16, 28 
Infektionsschutzgesetz (IfSG) vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 10.Februar 2020 (BGBl. I S. 148) i.V.m. den §§ 2 und 3 Verordnung zur Regelung von 
Zuständigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz - ZVO-IfSG - vom 28. November 2000 in der z.Zt. 
geltenden Fassung erlasse ich zur Verhütung einer Weiterverbreitung der Corona SARS-CoV-2 Virusinfektion 
folgende Allgemeinverfügung: 
 
 
1. Öffentliche und private Veranstaltungen in geschlossenen Räumen wie auch im Freien werden auf 

dem Gebiet der Stadt Meerbusch mit sofortiger Wirkung untersagt. 
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2. Für Reiserückkehrer aus Risikogebieten nach RKI-Klassifizierung besteht für den Zeitraum von 14 Tagen 
nach Aufenthalt ein Betretungsverbot für folgende Bereiche:  

 Gemeinschaftseinrichtungen (Kindertageseinrichtungen, Kindertagespflegestellen, 
Heilpädagogische Kindertageseinrichtungen, „Kinderbetreuung in besonderen Fällen“, Schulen 
und Heime, in denen überwiegend minderjährige Personen betreut werden) sowie 
betriebserlaubte Einrichtungen nach § 45 SGB VIII (stationäre Erziehungshilfe) 

 Krankenhäuser, Vorsorge-und Rehabilitationseinrichtungen, in denen eine den Krankenhäusern 
vergleichbare medizinische Versorgung erfolgt, Dialyseeinrichtungen, Tageskliniken 

 stationäre Einrichtungen der Pflege und der Eingliederungshilfe, besondere Wohnformen im 
Sinne des SGB IX sowie ähnliche Einrichtungen  

 Berufsschulen 

 Hochschulen 
 
3. Für Krankenhäuser, Vorsorge-und Rehabilitationseinrichtungen sowie für stationäre Einrichtungen der 

Pflege und der Eingliederungshilfe, besondere Wohnformen im Sinne des SGB IX sowie ähnliche 
Einrichtungen werden nachstehende Maßnahmen angeordnet 

 Diese Einrichtungen haben Maßnahmen zu ergreifen, um den Eintrag von Corona-Viren zu 
erschweren, Patienten und Personal zu schützen und persönliche Schutzausrüstung einzusparen.  

 Es sind Besuchsverbote oder restriktive Einschränkungen der Besuche auszusprechen; maximal ist 
aber ein registrierter Besucher pro Bewohner/Patient pro Tag mit Schutzmaßnahmen und mit 
Hygieneunterweisung zuzulassen. Ausgenommen davon sind medizinisch oder ethisch-sozial 
angezeigte Besuche (z. B. Kinderstationen, Palliativpatienten). 

 Kantinen, Cafeterien oder andere der Öffentlichkeit zugängliche Einrichtungen für Patienten und 
Besucher sind zu schließen 

 Sämtliche öffentliche Veranstaltungen wie Vorträge, Lesungen, Informationsveranstaltungen etc. 
sind zu unterlassen. 

 
4. Folgende Einrichtungen, Begegnungsstätten und Angebote sind ab sofort zu schließen bzw. 

einzustellen:  

 Alle Kneipen, Cafés, Bars, Clubs, Discotheken, Theater, Opern- und Konzerthäuser, Kinos, 
Museen und ähnliche Einrichtungen, unabhängig von der jeweiligen Trägerschaft oder von 
Eigentumsverhältnissen  

 Alle Messen, Ausstellungen, Freizeit- und Tierparks und Angebote von Freizeitaktivitäten (drinnen 
und draußen), Spezialmärkte und ähnliche Einrichtungen 

 Alle Fitness-Studios, Schwimmbäder und „Spaßbäder“, Saunen und ähnliche Einrichtungen 

 Spiel- und Bolzplätze 

 Alle Angebote in Volkshochschulen, in Musikschulen, in sonstigen öffentlichen und privaten 
außerschulischen Bildungseinrichtungen 

 Reisebusreisen 

 Jeglicher Sportbetrieb auf und in allen öffentlichen und privaten Sportanlagen sowie alle 
Zusammenkünfte in Vereinen, Sportvereinen sowie alle Zusammenkünfte in Vereine, 
Sportvereinen, sonstigen Sport- und Freizeiteinrichtungen  

 Spielhallen, Spielbanken, Wettbüros und ähnliche Einrichtungen 

 Prostitutionsstätten, Bordelle und ähnliche Einrichtungen 

 
5. Der Zugang zu Angeboten der nachstehenden Einrichtungen wird beschränkt und nur unter strengen 

Auflagen sowohl für den Innen- als auch für den Außenbereich (Besucherregistrierung mit 
Kontaktdaten, Reglementierung der Besucherzahl, Vorgaben für Mindestabständen zwischen Tischen 
von 2 Metern, Hygienemaßnahmen, Aushänge mit Hinweisen zur richtigen Hygienemaßnahme) 
gestattet.  

 Bibliotheken außer Bibliotheken an Hochschulen und  

 Mensen, Restaurants und Speisegaststätten sowie Hotels für die Bewirtung von 
Übernachtungsgästen  

 
Restaurants und Speisegaststätten dürfen frühestens ab 6 Uhr öffnen und sind spätestens ab 15 Uhr zu 
schließen.  
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6. Folgenden Geschäften ist bis auf Weiteres auch die Öffnung an Sonn- und Feiertagen von 13 bis 18 
Uhr gestattet (dies gilt nicht für Karfreitag, Ostersonntag und Ostermontag): 

 Geschäften des Einzelhandels für Lebensmittel 

 Wochenmärkten 

 Abhol- und Lieferdiensten  

 Apotheken sowie 

 Geschäften des Großhandels. 
 
7. Sämtliche Verkaufsstellen im Sinne des Ladenöffnungsgesetzes müssen die erforderlichen Maßnahmen 

zur Hygiene, zur Steuerung des Zutritts und zur Vermeidung von Warteschlagen treffen. 
 
8. Übernachtungsangebote zu touristischen Zwecken sind untersagt. 
 
9. Veranstaltungen sind grundsätzlich untersagt. Das schließt grundsätzlich auch Verbote für 

Versammlungen unter freiem Himmel wie Demonstrationen ein, die nach Durchführung einer 
individuellen Verhältnismäßigkeitsprüfung zugelassen werden können. Ausgenommen sind 
Veranstaltungen, die der Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung oder Daseinsfür- 
und –vorsorge zu dienen bestimmt sind oder der Versorgung der Bevölkerung dienen (z.B. 
Wochenmärkte). 

 
10. Gemäß § 28 Abs. 3 in Verbindung mit § 16 Abs. 8 des Infektionsschutzgesetzes haben 

Widerspruch und Anfechtungsklage keine aufschiebende Wirkung. Die Allgemeinverfügung ist 
daher sofort vollziehbar. 

 
11. Die Allgemeinverfügung wird gemäß § 41 Abs. 3 und 4 VwVfG NRW öffentlich bekannt gemacht 

und gilt mit dem auf die Bekanntmachung folgenden Tag als bekannt gegeben.  
 
Hinweise: 
Zuwiderhandlungen gegen diese Allgemeinverfügung können gem. § 73 Abs. 1a Nr. 6 i.V.m. Abs. 2 IfSG mit 
einer Geldbuße bis zu 25.000 Euro geahndet werden. 

 
Gem § 74 IfSG wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer eine in § 73 
Absatz 1 oder Absatz 1aNummer 1 bis 7, 11 bis 20, 22, 22a, 23 oder 24 bezeichnete vorsätzliche Handlung 
begeht und dadurch eine in §6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 genannte Krankheit oder einen in § 7 genannten 
Krankheitserreger verbreitet. 
 
Die Allgemeinverfügung gilt bis zum 19.04.2020. Sie erlischt des Weiteren, sobald eine gleichgerichtete 
Rechtsverordnung nach § 32 IfSG durch die Landesregierung erlassen wird oder durch Änderung oder 
Aufhebung. 
 
 
Begründung: 
Mit Erlass vom 10.03.2020 hat das Ministerium für Gesundheit, Arbeit und Soziales NRW den zuständigen 
Behörden die Weisung zur Verhinderung der Verbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 erteilt, die 
Durchführung von Veranstaltungen mit über 1.000 erwarteten Besuchern / Teilnehmern grundsätzlich 
abzusagen oder zeitlich zu verschieben, bis eine Änderung der Gefährdungslage und Aufhebung der 
angeordneten Maßnahmen in Betracht kommt.  
 
Mit Erlass vom 13.03.2020 hat das Ministerium für Gesundheit, Arbeit und Soziales NRW den zuständigen 
Behörden die Weisung erteilt, auch in den Fällen von Veranstaltungen unter 1.000 erwarteten 
Besuchern/Teilnehmern davon auszugehen, dass keine Schutzmaßnahmen getroffen werden können, die 
gleich effektiv aber weniger eingriffsintensiv sind, als die Veranstaltung nicht durchzuführen. Ausgenommen 
hiervon sind notwendige Veranstaltungen, insb. solche die der Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit 
und Ordnung oder der Daseinsfür- und –vorsorge zu dienen bestimmt sind. 
 
Mit Erlassen vom 15.03.2020 und 17.03.2020 hat das Ministerium für Gesundheit, Arbeit und Soziales NRW 
den zuständigen Behörden die Weisung erteilt, die unter Ziffer 4 ff. dieser Verfügung. aufgeführten 
Einrichtungen, Begegnungsstätten und Angebote zu schließen bzw. einzustellen. 
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Alle öffentlichen Veranstaltungen sind zu untersagen. Das schließt grundsätzlich auch Verbote für 
Versammlungen unter freiem Himmel wie Demonstrationen ein, die nach Durchführung einer individuellen 
Verhältnismäßigkeitsprüfung zugelassen werden können. Ausgenommen sind Veranstaltungen, die der 
Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung oder der Daseinsfür- und –vorsorge zu dienen 
bestimmt sind oder der Versorgung der Bevölkerung dienen  
 
Mit dieser Allgemeinverfügung setzt die Stadt Meerbusch als die nach § 3 der Verordnung zur Regelung von 
Zuständigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz (ZVO IfSG) örtlich zuständige Behörde diese Erlasse um. 
 
Werden Kranke, Krankheitsverdächtige, Ansteckungsverdächtige oder Ausscheider festgestellt oder ergibt 
sich, dass ein Verstorbener krank, krankheitsverdächtig oder Ausscheider war, so trifft die zuständige 
Behörde die notwendigen Schutzmaßnahmen, soweit und solange es zur Verhinderung der Verbreitung 
übertragbarer Krankheiten erforderlich ist (§ 28 Abs. 1 Satz 1 IfSG). 
 
Unter diesen Voraussetzungen kann die zuständige Behörde gemäß § 28 Abs. 1 Satz 2 1. Halbsatz IfSG 
Veranstaltungen oder sonstige Ansammlungen beschränken oder verbieten. Ausgehend von der 
Gesetzesbegründung sind hiervon alle Zusammenkünfte von Menschen erfasst, die eine Verbreitung von 
Krankheitserregern begünstigen. 
 
Gemäß § 2 Nr. 1 IfSG sind Krankheitserreger im Sinne des Infektionsschutzgesetzes vermehrungsfähige 
Agens (Virus, Bakterium, Pilz, Parasit) oder ein sonstiges biologisches transmissibles Agens, dass bei 
Menschen eine Infektion oder übertragbare Krankheit verursachen kann. Bei Corona SARS-CoV-2 handelt es 
sich um einen Krankheitserreger im Sinne des § 2 Nr. 1 IfSG. 
 
Für die Anforderungen an die Wahrscheinlichkeit einer Ansteckungsgefahr gilt dabei kein strikter, für alle 
möglichen Fälle gleichermaßen erfassender Maßstab. Vielmehr ist der geltende Grundsatz heranzuziehen, 
dass an die Wahrscheinlichkeit des Schadenseintritts umso geringere Anforderungen zu stellen sind, je größer 
und folgenschwerer der möglicherweise eintretende Schaden ist (vergleiche Bundesverwaltungsgericht, Urteil 
vom 22.03.2012, 3 C 16/11). Aufgrund der besonderen Gefahr, die von dem neuartigen Erreger aufgrund 
seiner recht hohen Übertragbarkeit und der häufig schweren bis hin zu tödlichen Krankheitsverläufe für die 
öffentliche Gesundheit in Deutschland und weltweit ausgeht, sind an die Wahrscheinlichkeit einer 
Ansteckung eher geringere Anforderungen zu stellen. 
 
Durch den vorherrschenden Übertragungsweg von SARS-CoV-2 z. B. durch Husten, Niesen oder teils mild 
erkrankte oder auch asymptomatisch infizierte Personen kann es zu Übertragungen von Mensch-zu-Mensch 
kommen. Übertragungen kommen im privaten oder beruflichen Umfeld, aber besonders begünstigend bei 
Veranstaltungen vor. 
 
Bei Veranstaltungen kann es zu einer Übertragung des Virus auf viele Personen kommen. Deshalb erhöht sich 
das Risiko einer Ansteckung mit dem Corona SARS-CoV-2 Virus bei Veranstaltungen mit der Anzahl der 
Besucherzahl potentiell und damit die Gefahr, dass sich die Anzahl der infizierten Personen weiter erhöht. 
 
Zweck des Infektionsschutzgesetzes ist es, übertragbaren Krankheiten beim Menschen vorzubeugen, 
Infektionen frühzeitig zu erkennen und ihre Weiterverbreitung zu verhindern.  
 
Die Nichtdurchführung von öffentlichen Veranstaltungen sind zur Risikominimierung erforderlich, um nach 
dem Stand der medizinischen Erkenntnisse besonders gefährdete Personengruppen vor einer Ansteckung mit 
SARS-CoV-2 zu schützen.  
 
Die dynamische Ausbreitung von Corona SARS-CoV-2 zeigt deutlich, dass bei jeder Ansammlung von 
Menschen die latente Gefahr einer Ansteckung besteht. Jede Nichtdurchführung einer Veranstaltung trägt 
deshalb zum Schutz der Bevölkerung dazu bei, die Verbreitung von SARS-CoV-2 und damit eine Ansteckung 
einer größeren Anzahl von Personen zumindest zu verzögern. 
 
Die dadurch zu erreichende Verzögerung des Eintritts von weiteren SARS-CoV-2 Infektionen ist dringend 
erforderlich, um das Gesundheitswesen nicht zu überlasten und die erforderlichen Kapazitäten für die 
Behandlung der Erkrankten, aber auch sonstiger Krankheitsfälle bereit zu halten. Schließlich sind derartige 
Maßnahmen notwendig, um dringend erforderliche Zeit für die Entwicklung bislang nicht vorhandener 
Therapeutika und Impfstoffe zu gewinnen. 
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Aufgrund aktueller Entwicklungen und Erkenntnislagen, insbesondere der stark zunehmenden Ausbreitung 
von SARS-CoV-2, ist grundsätzlich auch in den Fällen von Veranstaltungen unter 1.000 erwarteten Besuchern 
/ Teilnehmern davon auszugehen, dass keine Schutzmaßnahmen getroffen werden können, die gleich 
effektiv aber weniger eingriffsintensiv sind, als die Veranstaltungen nicht durchzuführen. 
 
Dafür sprechen nachdrücklich die extrem hohen Risikofaktoren einer unüberschaubaren Vielzahl von 
Personen wie vor allem Dauer, Anzahl und Intensität der Kontaktmöglichkeiten. Das Auswahlermessen der 
zuständigen Behörden reduziert sich damit dahingehend, dass nur die Absage der Veranstaltung oder eine 
zeitliche Verschiebung in Betracht kommt. 
 
Das hier verfügte Verbot von Veranstaltungen wird daher aus den vorstehend genannten Gründen erlassen. 
 
Die Grundrechte der Freiheit der Person (Artikel 2 Absatz 2 Satz 2 Grundgesetz) und der 
Versammlungsfreiheit (Artikel 8 Grundgesetz) werden insoweit eingeschränkt (siehe § 28 Abs. 1 Satz 4 
Infektionsschutzgesetz). Die Maßnahme ist in Anbetracht des bestehenden Infektionsrisikos geeignet, 
erforderlich und auch angemessen. 
 
 
Rechtsbehelfsbelehrung  
Gegen diesen Bescheid können Sie beim Verwaltungsgericht Düsseldorf, Bastionstraße 39, innerhalb eines 
Monats nach seiner Zustellung schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle des 
vorbezeichneten Gerichts Klage erheben. 
Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen. Sie soll 
einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen 
angegeben werden, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. 
Auf Ihren Antrag kann das Verwaltungsgericht gemäß § 80 Abs. 5 VwGO die aufschiebende Wirkung ganz 
oder teilweise wiederherstellen.  
 
Die Klage kann auch in elektronischer Form nach Maßgabe der Verordnung über den elektronischen 
Rechtsverkehr bei den Verwaltungsgerichten und Finanzgerichten im Lande Nordrhein-Westfalen – ERVVO 
VG/FG – vom 07.11.2012 (GV.NRW S. 548) eingereicht werden. 
 
 
Hinweis: 
Hinweise zur Klageerhebung in elektronischer Form und zum elektronischen Rechtsverkehr finden Sie auf der 
Homepage des Oberverwaltungsgerichts Nordrhein-Westfalen. 
 
 
Meerbusch, den 17.03.2020 
 
Die Bürgermeisterin 
 
gez. 
 
Angelika Mielke-Westerlage 
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